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zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Vieh- und Fleischgesetzes 
— Drucksache 10/1641 — 


A. Problem 

Die Lebendvermarktung von Schlachttieren geht immer mehr 
zurück. Sie soll aufgehalten werden. Der Nachweis rechtswid- 
riger Manipulationen der Schlachtbetriebe bei Abrechnungen 
gegenüber den Erzeugern soll erleichtert werden. 


B. Lösung 

Den Bundesländern soll die Möglichkeit gegeben werden, 
Preismeldungen auf einer breiteren Meldebasis als bisher zu 
erstellen und dadurch die Preisangaben repräsentativer zu 
machen. Ferner sollen die Bundesländer statt eines aufwendi- 
gen Notierungsverfahrens ein einfacheres amtliches Verfah- 
ren zur Preisermittlung wählen können. 

Die Schlachtbetriebe sollen verpflichtet werden, die Schlacht- 
körper zu kennzeichnen und die Abrechnungsunterlagen auf- 
zubewahren, um den Nachweis rechtswidriger Manipulatio- 
nen zu erleichtern. Die Ermächtigungsgrundlage für eine 
Rechtsverordnung, die die Einzelheiten dieser Verpflichtun- 
gen regelt, soll daher ausgeweitet werden. 

Ferner sollen die Anhörungsrechte der Marktverbände auf 
Bundesebene, in den Ländern und an den Märkten erweitert 
werden. 
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C. Alternativen 

keine 

Eine Stimmenthaltung 


D. Kosten 

Für Bund und Länder keine Mehrkosten. 

Durch die künftigen Verpflichtungen der Schlachtbetriebe 
entstehen keine zusätzlichen Kosten in nennenswerter Höhe, 
weil ein Großteil der Betriebe auch schon bisher freiwillig 
Schlachttiere gekennzeichnet und Abrechnungsunterlagen 
aufbewahrt hat. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 10/1641 — mit der Maßgabe, daß in Artikel 1 

folgende Nummern eingefügt werden: 

,4 a. § 18 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Marktverbände, die sich in den Ländern aus den berufsständischen 
Organisationen der Vieh- und Fleischwirtschaft gebildet haben, können von 
den obersten Landesbehörden anerkannt werden, sofern sie die Vorausset- 
zungen nach Absatz 3 Nr. 1 bis 3 erfüllen. Sie sollen, wenn sie anerkannt 
sind, zu grundsätzlichen Fragen der Vieh- und Fleischwirtschaft gehört und 
zur Mitarbeit herangezogen werden. Dies gilt insbesondere für die techni- 
sche Durchführung der Einreihung des Schlachtviehs in Handelsklassen 
und der Preisnotierung sowie deren Auswertung und weitere Aufgaben 
nicht hoheitlicher Art.“ 

4 b. § 19 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten soll 
einen Marktverband, der sich für das Bundesgebiet mit dem Zweck gebildet 
hat, die durch Marktverbände (§ 18) geleisteten Arbeiten zusammenzufassen 
und auszuwerten, anerkennen. Nach Anerkennung soll der Bundesmarkt- 
verband zu grundsätzlichen Fragen der Vieh- und Fleischwirtschaft von den 
zuständigen Bundesministern rechtzeitig gehört werden.*“, 

im übrigen unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 6. Februar 1985 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Bredehorn 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Bredehorn 

Der von der Bundesregierung am 19. Juni 1984 ein- 
gebrachte Gesetzentwurf wurde vom Deutschen 
Bundestag in seiner 94. Sitzung am 25. Oktober 1984 
an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten überwiesen. Der Ausschuß hat sich in 
seinen Sitzungen am 16. Januar und 6. Februar 1985 
mit dem Entwurf befaßt. 


Bei dem Entwurf geht es um folgendes: 

Seit Erlaß des Vieh- und Fleischgesetzes im Jahre 
1951 ist die Lebendvermarktung von Schlachttieren 
ständig zurückgegangen. Ursache hierfür ist insbe- 
sondere die technologische Entwicklung im Kühl- 
transportwesen und in den Schlachtbetrieben. Die 
Vermarktung von Vieh und Fleisch hat sich auf 
Versandschlachtereien in den Haupterzeugungsge- 
bieten verlagert. Die Zahl der Schlachtbetriebe in 
den Verbrauchergebieten hat sich verringert. Im In- 
teresse eines funktionsfähigen Wettbewerbs soll 
aber auf die Vermarktung über Lebendviehmärkte 
nicht verzichtet werden. Ziel des Entwurfs ist es 
daher, den Rückgang der Lebendvermarktung auf- 
zuhalten. Ein Instrument ist dabei die Schaffung 
von Preis-Transparenz für die Marktbeteiligten. 
Der Entwurf will den Bundesländern daher die 
Möglichkeit geben, Preismeldungen auf einer brei- 
teren Basis als bisher zusammenzustellen, um da- 
durch die Preisangaben repräsentativer zu machen. 
Dabei sollen die Länder statt eines aufwendigen 
Notierungsverfahrens ein einfacheres amtliches 
Verfahren zur Preisermittlung wählen können. Au- 
ßerdem soll künftig der Nachweis rechtswidriger 
Manipulationen der Schlachtbetriebe bei den Ab- 
rechnungen gegenüber den Erzeugern erleichtert 
werden. Diese Betriebe sollen verpflichtet werden, 
die Schlachtkörper zu kennzeichnen und die Ab- 
rechnungsunterlagen aufzubewahren. Durch den 
Entwurf wird die Ermächtigungsgrundlage für eine 
die Einzelheiten dieser Verpflichtungen regelnde 
Rechtsverordnung ausgeweitet. Schließlich ist im 
Zuge der Beratungen des Entwurfs auch das Mit- 
spracherecht der beteiligten Wirtschaftskreise ver- 
stärkt abgesichert worden. 


Wegen der Einzelheiten des Entwurfs wird auf 
seine eingehende Begründung verwiesen. 

Bei den Beratungen im Ausschuß wurde die Vor- 
lage und insbesondere ihre Zielsetzung, den Rück- 
gang der Lebendvermarktung zu stoppen, einmütig 
begrüßt. Der Ausschuß verschloß sich nicht den 
Wünschen des vom Gesetz betroffenen Wirtschafts- 
zweiges. Er paßte die Fassung des § 18 an die Gege- 
benheiten der Praxis an und sicherte das Mitbera- 
tungsrecht der beteiligten Wirtschaftskreise in den 
grundsätzlichen Fragen der Vieh- und Fleischwirt- 
schaft. Der Wunsch der beteiligten Wirtschafts- 
kreise zu allen Fragen der Vieh- und Fleischwirt- 
schaft gehört zu werden, fand im Ausschuß jedoch 
keine Zustimmung; das Mitberatungsrecht wurde 
auf grundsätzliche Fragen begrenzt. Dabei ging der 
Ausschuß von der Erwartung aus, daß die Markt- 
verbände in den Ländern und an den Märkten oh- 
nehin sehr weitgehend von den zuständigen Stellen 
zu Mitberatungen von vieh- und fleischwirtschaftli- 
chen Fragen herangezogen werden, um das Markt- 
geschehen im Interesse aller Beteiligten geordnet 
abzuwickeln. 

Über den Entwurf hinaus hat der Ausschuß auch 
§ 19 Abs. 1 geändert. Es wird der Tatsache Rech- 
nung getragen, daß seit Erlaß des Gesetzes durch 
veränderte Ressort- Zuständigkeiten der Bereich 
Vieh und Fleisch nicht mehr ausschließlich in die 
Zuständigkeit des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten fällt. Die geänderte 
Fassung soll sicherstellen, daß der Bundesmarkt- 
verband auch von den übrigen Ressorts zu grund- 
sätzlichen Fragen der Vieh- und Fleischwirtschaft 
gehört wird. Damit wird festgeschrieben, was zur 
Zeit der Alleinzuständigkeit des genannten Bundes- 
ministers vom Gesetz vorgeschrieben war. 

Die Beschlüsse des Ausschusses wurden einmütig 
bei Stimmenthaltung des Ausschußmitglieds der 
Fraktion DIE GRÜNEN gefaßt. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich den Deutschen Bundes- 
tag, der Vorlage — Drucksache 10/1641 — nach 
Maßgabe der Beschlußempfehlung zuzustimmen. 


Bonn, den 27. Februar 1985 


Bredehorn 

Berichterstatter 
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